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Betrifft: Rundschreiben; Bekanntmachung der Widerrufsentscheidung bei Standardformula-
ren; Vorgangsweise

Bei Bekanntmachungen von Widerrufsentscheidungen auf Unionsebene sind praktische
Schwierigkeiten bei der Verwendung der Standardformulare aufgetreten. Das Bundesministe-
rium fur Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz — Verfassungsdienst informiert da-

her im Folgenden Uber die Vorgehensweise in solchen Fallen:

Bei Widerruf eines Verfahrens vor Ablauf der Angebotsfrist ist die Widerrufsentscheidung
(grundsatzlich) in derselben Art bekannt zu machen wie die Bekanntmachung (vgl. § 150
Abs. 2 des Bundesvergabegesetzes 2018 — BVergG 2018). Auch der Sektorenauftraggeber

hat, sofern eine Mitteilung des beabsichtigten Widerrufes nicht an alle Unternehmer mdglich
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ist, die Widerrufsentscheidung in derselben Art bekannt zu machen wie die Bekanntmachung
(§ 311 Abs. 2 BVergG 2018). In weiterer Folge ist die Widerrufserklarung in derselben Art wie
die Widerrufsentscheidung mitzuteilen, oder, sofern dies nicht moglich ist, bekannt zu machen
(vgl. §§ 150 Abs. 6 und 311 Abs. 6 BVergG 2018).

Sofern eine Bekanntmachung des Vergabeverfahrens auf Unionsebene (vgl. die §§ 56 und
225 BVergG 2018) erfolgte, bedeutet dies, dass — unabhangig von einer nationalen Bekannt-
machung — die Widerrufsentscheidung und die Widerrufserklarung auch auf Unionsebene un-
ter Verwendung von Standardformularen gemafly der Durchfliihrungsverordnung (EU)
2015/1986 zur Einfihrung von Standardformularen fiir die Veréffentlichung von Vergabebe-
kanntmachungen fur 6ffentliche Auftrage und zur Aufhebung der Durchfihrungsverordnung
(EU) Nr. 842/2011, ABI. L Nr. 296 S. 1, zu erfolgen hat.

Die genannten Standardformulare nehmen nicht ausdricklich auf die getrennte Bekanntma-
chung einer Widerrufsentscheidung und einer Widerrufserklarung Riicksicht. Zur Vornahme
der Widerrufsentscheidung und Widerrufserklarung wird in der ,public procurement standard
forms guidance®' (Version 1.1 vom 23. Juni 2017) in diesem Fall folgende Vorgangsweise

vorgegeben:

‘Corrigendum (form 14) is no longer used to inform about cancelled (i.e. incomplete or
unsuccessful) procedures. This is done by using the contract award notice, where non-
award can be indicated, per lot, in section V.1. If contracting bodies wish to inform the
market about their plan to cancel a procedure beforehand then they can advertise this
at EU level using a corrigendum notice. In this case, they should add a text announcing
the intent to cancel ("The contracting authority or entity intends to repeal this notice.")
in the "Other additional information field" (VIl.2) and explain the reasons. After the
standstill period has elapsed, they should announce the formal cancelation through the
award notice (standard form 3) as usual (with possibly repeating the reasons for the

cancellation in the "Additional information field" (VI.3)).’

Das bedeutet, dass bei Bekanntmachung der Widerrufsentscheidung auf Unionsebene das

Standardformular 14 (Berichtigung) zu verwenden ist. Dabei istim Feld VII.2 (,Weitere zusatz-
liche Informationen®) die Absicht, das Vergabeverfahren zu widerrufen, samt Begrindung an-

zugeben. Die Widerrufserkldrung ist mit Standardformular 3 (Bekanntmachung vergebener

Auftrage), Feld V.1, bekanntzumachen (siehe fir Sektorenauftraggeber Standardformular 6
[Bekanntmachung vergebener Auftrdge — Sektoren], fur Wettbewerbe Standardformular 13

[Bekanntmachung der Wettbewerbsergebnisse], fir besondere Dienstleistungen die Stan-

! http://ec.europa.eu/DocsRoom/documents/24191
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dardformulare 21 bis 23 [Soziale und andere besondere Dienstleistungen — o6ffentliche Auf-

trage, Versorgungseinrichtungen bzw. Konzessionen], sowie fir Konzessionen das Standard-

formular 25 [Zuschlagsbekanntmachung — Konzession], jeweils Feld V.1).

Es wird darauf hingewiesen, dass die Europaische Kommission im Rahmen der Erarbeitung

neuer Standardformulare bereits zugesagt hat, eine einfachere Vorgangsweise auf Unions-

ebene zu implementieren.

Wien, 07. Mai 2018
FlUr den Bundesminister:
Dr. Gerhard HESSE

Elektronisch gefertigt

Datum/Zeit

2018-05-08T10:39:39+02:00

Hinweis

Dieses Dokument wurde elektronisch signiert. Auch ein
Ausdruck dieses Dokuments hat die Beweiskraft einer
offentlichen Urkunde.

BMVRDJ

SIGNATLR Prifinformation

Informationen zur Priifung des elektronischen Siegels bzw.

der elektronischen Signatur finden Sie unter:
www.signaturpruefung.gv.at

Informationen zur Prifung des Ausdrucks finden Sie unter:

www.bmvrdj.gv.at/amtssignatur

3von3



		2018-05-08T10:39:39+0200
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




